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Nach § 26a Absatz 1 Satz 1 StromNZV stellen Lieferanten, Bilanzkreisverantwortliche und Be-
treiber von Ubertragungsnetzen sicher, dass einem Letztverbraucher mit Zahlerstandsgang-
messung oder viertelstiindiger registrierender Lastgangmessung auf sein Verlangen hin die
Erbringung von Minutenreserve oder Sekundarregelleistung Uber einen anderen Bilanzkreis
gegen angemessenes Entgelt ermdglicht wird. Nach § 27 Abs. 1 Nr. 23 StromNZV kann die
Regulierungsbehérde zu den Regelungen bei der Erbringung von Regelleistung durch einen
Letztverbraucher nach § 26a StromNZV zur Verwirklichung eines effizienten Netzzugangs und
der in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Zwecke unter Beachtung der Anforderungen eines sicheren

Netzbetriebs durch Festlegung Regelungen treffen.

Auf Bitte der Bundesnetzagentur und des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie haben
Verbande der Energiewirtschaft unter Federfihrung des BNE einen Branchenleitfaden zur Re-
gelleistungserbringung durch sog. Drittpartei-Aggregatoren erarbeitet und am 05.12.2016 der
Bundesnetzagentur Ubergeben. Der Branchenleitfaden wird von vielen, nicht jedoch von allen

beteiligten Verbanden getragen.

Der Branchenleitfaden basiert auf dem sog. ,corrected model“. Danach wird die Erbringung von
Regelleistung durch den Letztverbraucher bzw. seinen Vertragspartner dadurch realisiert, dass
— im Falle von positiver Regelleistung — der Verbrauch der Technischen Einheit gesenkt wird,

die im Lieferbilanzkreis vorgesehene Energiemenge dagegen nicht. Umgekehrt — im Falle von



negativer Regelleistung — wird der Verbrauch der Technischen Einheit erhdht, ohne dass im

Lieferbilanzkreis dafir zusatzliche Energiemengen eingestellt werden.

Der Branchenleitfaden sieht eine Umsetzung in zwei Phasen vor. In einer ersten Phase soll eine
Interimslésung kurzfristig etabliert werden. Die Interimslésung soll spatestens bis 2020 von ei-
ner Zielldsung abgeldst werden und im Rahmen einer Uberarbeitung der MaBiS geregelt wer-
den. Diese Phase 2 wird vom Leitfaden lediglich skizziert; Anderungen sind ausdriicklich vorbe-

halten.

Die Beschlusskammer halt nach derzeitigem Erkenntnisstand das ,corrected model“ fur das
zweckmalRigste Modell fir die Umsetzung von § 26a StromNZV. Sie beabsichtigt, soweit erfor-
derlich und zweckmaRig, durch Festlegung einen standardisierten Rahmen fir die Regelener-

gieerbringung durch Letztverbraucher zu schaffen.

Die Beschlusskammer halt den Vorschlag des Branchenleitfadens, in zwei Phasen vorzugehen,
fur Gberzeugend. Im ersten Schritt beabsichtigt die Beschlusskammer, diejenigen Festlegungen
zu treffen, die fur die kurzfristige Etablierung der Erbringung von Regelleistung durch Letztver-
braucher erforderlich sind. Ziel ist es, den Akteuren eine aufwandsarme Losung anzubieten, um

eine schnelle Implementierung zu erméglichen und Transaktionskosten zu minimieren.

Die Beschlusskammer hat am 28.03.2017 gemal § 29 EnWG, § 27 Abs. 1 Nr. 23 StromNzZV
ein Festlegungsverfahren zur Erbringung von Sekundarregelleistung und Minutenreserve durch

Letztverbraucher eroffnet.

Dreh- und Angelpunkt des § 26a StromNZV ist der Letztverbraucher. Ziel des § 26a StromNZV
ist es, dem Letztverbraucher zu ermdglichen, vorhandene Flexibilitat seiner Verbrauchsanlagen
fur die Vermarktung als Regelenergie zu nutzen. Er trifft die Entscheidung dartber, ob er dies
tun mdchte und mit wem er ggf. dabei zusammenarbeiten méchte. Diese Entscheidung ist regu-
latorischen Vorgaben nicht zuganglich. Der Letztverbraucher muss letztlich Gewinnchancen und

Risiken der Vermarktung als Regelenergie abwagen.

Die Festlegung betrifft in erster Linie Fragen im Verhaltnis Lieferant-Letztverbraucher. Ent-
scheidet sich der Letztverbraucher flr eine Vermarktung der Flexibilitat unabhangig vom Liefe-
ranten, entstehen regelungsbediirftige Fragen in der Rechtsbeziehung zwischen Letztverbrau-
cher und Lieferant. Dies ist unabhangig davon, ob sich der Letztverbraucher fir die Zusammen-
arbeit mit einem sog. Drittpartei-Aggregator entscheidet oder die Vermarktung der Flexibilitat

selbst wahrnimmt.

Im Rechtsverhaltnis zwischen Aggregator (oder einem anderen Regelenergieanbieter) und dem

Ubertragungsnetzbetreiber gibt es aus Sicht der Beschlusskammer keine Besonderheiten, die



durch vorliegend durch eine Festlegung geregelt werden mussen. Dieses Rechtsverhaltnis ist
durch zwei Vertrage gepragt, den Regelenergierahmenvertrag und den Bilanzkreisvertrag. Zu
beiden sollen im Rahmen des vorliegenden Verfahrens voraussichtlich keine Festlegungen ge-

troffen werden.

Erstens wird der Aggregator einen Rahmenvertrag fur die Erbringung der Regelleistung ab-
schliefen mussen. Dieser Rahmenvertrag ist nicht durch Festlegung vorgegeben. Die Be-
schlusskammer beabsichtigt auch nicht, Vorgaben zu den Regelenergierahmenvertragen der
Ubertragungsnetzbetreiber mit dieser Festlegung zu machen. Die beabsichtigte Festlegung
wirkt sich also auf die Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Regelleistungserbrin-

gung nicht aus.

Zweitens muss der Aggregator fur die Erbringung der Regelleistung Aggregator einen Bilanz-
kreisvertrag abschlie3en. Der Bilanzkreisvertrag ist durch Festlegung vorgeschrieben. Es ist zur
Zeit ein Festlegungsverfahren zur Fortentwicklung der Vorgaben anhangig, aber ruhend gestellt
(BK6-14-044). Die Beschlusskammer beabsichtigt nicht, dariber hinaus mit diesem Festle-

gungsverfahren Vorgaben fur den Bilanzkreisvertrag zu machen.

Zwischen dem Aggregator und dem Lieferanten bzw. dessen Bilanzkreisverantwortlichen be-
stehen regelmaRig keine direkten vertraglichen Beziehungen. Die Beschlusskammer erachtet
es aus Grunden der VerhaltnismaRigkeit nicht als zweckmaBig, diese Unternehmen zu einem
Vertragsschluss untereinander zu zwingen, sondern halt die Abwicklung innerhalb der beste-

henden Vertrage flr vorzugswurdig.

Die Beschlusskammer stellt diese Erwagungen und die folgenden Eckpunkte zur

Konsultation. Stellungnahmen werden erbeten bis spatestens
22.05.2017.

Bitte richten Sie lhre Stellungnahme nach Mdglichkeit ausschlielllich per E-Mail an poststel-
le.bk6@bnetza.de. Anlagen zur E-Mail werden erbeten als Word-Format (.DOC bzw. .DOCX)

oder als PDF mit kopierbarem Text. Die Beschlusskammer beabsichtigt, die Stellungnahmen im

Internet zu verdéffentlichen. Sofern die Schriftsatze Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse enthal-
ten sollten, wird um Zusendung einer veroffentlichungsfahigen, geschwarzten Fassung gebeten.

Es wird auf § 71 EnWG sowie weiterfihrende Informationen zum Schutz vertraulicher Informati-

onen hingewiesen.
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1 Definitionen

Im Rahmen dieses Eckpunktepapiers werden folgende Bezeichnungen und Abklrzungen fiir

Marktrollen und Begriffe verwendet. Eine Person kann mehrere Marktrollen wahrnehmen.

Anbieter auf dem Regelleistungsmarkt, der die TE des LV auf-
Aggregator AGR | grund eines Vertrags mit dem LV fiir die Erbringung von Regel-
leistung nutzt

Der Bilanzkreisverantwortliche, dessen Bilanzkreis die Entnahme-

Bilanzkreisverantwortlicher | BKV stelle der TE des LV zugeordnet ist

Letztverbraucher LV Betreiber der TE

Der Lieferant, der den LV Uber das Elektrizitatsversorgungsnetz

Lieferant LF mit elektrischer Energie fiir die TE beliefert

Der regelzonenverantwortliche Ubertragungsnetzbetreiber, in

Ubertragungsnetzbetreiber | UNB dessen Regelzone die TE angeschlossen ist

Im Rahmen dieses Eckpunktepapiers werden zudem folgende Definitionen zugrunde gelegt.

Vorgabe eines Sollwerts fur die TE zum Zwecke der Regelener-

Abruf . :
gieerbringung

Zeitraum, in dem der LV die TE fir die Erbringung von Regelleis-
tung einsetzt; immer komplette Viertelstunden, beginnend mit dem
Anfang der Viertelstunde, in der der Abruf beginnt, endend mit
dem Ende der auf das Ende des Abrufs folgenden Viertelstunde

Abrufzeitraum

Der anzunehmende Leistungsverlauf in viertelstindiger Auflo-

Baseline sung, wenn kein Abruf von Regelleistung erfolgt ware

Zeitraum, in dem eine TE einem Anbieter fiir Regelleistung zur

Bereitschaftszeit Verfligung steht; immer komplette Viertelstunden

Die aufgrund der VL tatsachlich verbrauchte Energie abzlglich
der Energie, die aufgrund der Baseline verbraucht worden ware,
in viertelstiindiger Auflésung. DA ist negativ bei positiver Regel-
leistung und positiv bei negativer Regelleistung

Delta-Arbeit DA

Zwischen LF und LV vereinbarte Preisbestandteile, die Kosten an
LV weitergeben, die LF durch Netznutzungsentgelte, Abgaben,
externe Preisbestandteile Steuern und Umlagen entstehen, soweit diese Kosten an den
Letztverbrauch von elektrischer Energie oder die Entnahme von
elektrischer Energie oder Leistung aus dem Netz anknupfen.

Der Regelleistungserbringung nachgelagerte, durch diese verur-

Nachholeffekt sachte Abweichung des Verbrauchsverhaltens der TE
Regelleistung Sekundarregelleistung und Minutenreserve

Technische Einheit TE Verbrauchsanlage

Verbrauchsleistung VL Der an der TE mithilfe eines Zahlpunktes oder einer Mess- und

Steuerungseinrichtung erfasste Verbrauch




2 Anwendungsbereich und abweichende Vereinbarungen

Die Festlegung ist nur anwendbar fiir die Erbringung von Sekundérregelleistung und Mi-
nutenreserve mit einer Verbrauchseinrichtung mit Zdhlerstandgangmessung oder vier-

telstiindiger registrierender Lastgangmessung.

Primarregelleistung oder die Vermarktung von Flexibilitdt auf dem Energiemarkt werden von
§ 26a StromNZV nicht erfasst. Nach § 26a StromNZV soll ausdricklich ein ,Letztverbraucher*
die Maoglichkeit erhalten, Regelleistung anzubieten. Ein Letztverbraucher ist nach § 3 Nr. 25
EnWG eine natlrliche oder juristische Person, die Energie fur den eigenen Verbrauch kauft. Die
Regelleistungserbringung mit Erzeugungsanlagen ist damit nicht erfasst. Den Vertragspartnern
ist es aber unbenommen, die Regelungen der Festlegung auch flr andere Zwecke anzuwen-
den. Die Begrenzung auf in viertelstiindiger Aufldésung gemessene Verbrauchseinrichtungen
ergibt sich auch gemal § 26 Abs. 1 StromNZV.

Die Festlegung ist nur anwendbar, wenn der LV oder AGR nicht zugleich BKV oder LF ist.

Auch diese Einschrankung ergibt sich aus § 26a StromNZV. Ziel der Regelung ist es, die be-
sonderen Probleme zu regeln, die dadurch entstehen, dass die Vermarktung der Flexibilitat der
TE nicht durch denjenigen erfolgt, der fur die Belieferung bzw. deren Bilanzierung verantwortlich
ist. Die Festlegung ist daher insbesondere dann nicht anwendbar, wenn der LV selbst BKV ist
bzw. selbst Energie beschafft oder wenn der LV und der LF oder BKV die Vermarktung der Fle-
xibilitat vereinbart haben. In diesen Fallen ist es allein die Obliegenheit der Unternehmen, ihre
Tatigkeiten und Vertrage so zu gestalten, dass sie mit allen energiewirtschaftsrechtlichen Rah-

menbedingungen — insbesondere mit den Pflichten aus den Bilanzkreisvertrag — vereinbar sind.

Die Festlegung ist nicht anwendbar, wenn die Erbringung der Regelleistung iiber einen
anderen Bilanzkreis durch ausdriickliche Vereinbarung zwischen LF und LV ausge-

schlossen ist.

Die Erbringung der Regelleistung Uber einen anderen Bilanzkreis kann gem. § 26a Abs. 1 S. 3

StromNZV vertraglich ausgeschlossen werden.

Die Betroffenen kbnnen untereinander abweichende Vereinbarungen treffen, soweit dies

nicht ausdriicklich in der Festlegung ausgeschlossen ist.

Die Festlegung soll die Vertragsfreiheit so wenig wie moéglich einschranken. Daher werden ab-
weichende Vereinbarungen grundsatzlich zugelassen. Dadurch wird nicht nur die Privatauto-

nomie geschiitzt, sondern auch eine unnétige Einschrankung bei der Entwicklung und Realisie-



rung von neuartigen Geschaftsmodellen vermieden. Fir bestimmte Regelungen kénnen dage-
gen abweichende Vereinbarungen nicht zugelassen werden. Dies wird ausdricklich geregelt

und begriindet.

Die Festlegung ist bei neu abgeschlossenen Vertrdgen sofort anwendbar. Auf Vertrédge,
die vor Wirksamkeit der Festlegung geschlossen werden, ist die Festlegung ab dem
01.01.2018 anwendbar.

Die Ubergangsregelung entspricht § 26a Abs. 3 StromNZV.

3 Vorgaben fiir die vertragliche Beziehung zwischen LV und LF

Soweit in diesem Kapitel Rechte und Pflichten fir den LV oder LF beschrieben werden, missen
diese nicht hdchstpersénlich wahrgenommen werden. Es kann z. B. sinnvoll sein, wenn der LV
jedenfalls einen Teil der Rechte und Pflichten durch den AGR wahrnehmen lasst. Dies ist aller-

dings die Entscheidung des LV und wird nicht durch Festlegung vorgegeben.

Soweit der AGR fir den LV rechtsverbindliche Erklarungen abgeben oder empfangen soll, muss
er dazu erméachtigt sein. Die einschlagigen Regelungen des Zivilrechts werden durch diese
Festlegung nicht tangiert. Handelt der AGR ohne Vertretungsmacht, gelten die Regelungen der

§§ 177 ff. BGB. Einer weiteren Regelung durch die Festlegung bedarf es insoweit nicht.
31 Datenaustausch vor der Vermarktung

Méchte ein LV seine TE fiir die Erbringung von Regelleistung nutzen, muss er dies spé-
testens sechs Wochen vor dem Beginn der ersten Bereitschaftszeit in Textform dem LF

mitteilen.

Die Mitteilung dient der Information des LF und initiiert die notwendigen Informationsaustausch-
prozesse. Die Textform dient der Eindeutigkeit und Nachvollziehbarkeit der Mitteilung. Die Mit-
teilung erfolgt durch den LV. Er kann sich aber eines Vertreters oder Boten bedienen. In der

Praxis durfte es sinnvoll sein, wenn die Mitteilung durch den AGR erfolgt.

Eine Mitteilung an den BKV durch den LV erfolgt nicht. Dies obliegt ggf. dem LF, denn nur die-

ser hat eine vertragliche Beziehung zum BKV.

Die manuelle Ubermittlung der Stammdaten gilt bis zur Festlegung eines automatisierten Da-

tenaustausches fir die zweite Phase.



Die Mitteilung enthélt folgende Angaben:

o TE

e Marktlokations-ID

o die fiir die Bestimmung der Baseline und der DA verwendete Mess- oder
Steuereinrichtung (Messlokations-ID)

e Sekundirregelleistung, Minutenreserve oder beides

e positive oder negative Regelleistung oder beides

e Nachholklasse (1 = gesichert kein Nachholeffekt, 2 = evt. Nachholeffekt)

o Bilanzkreis, liber den die Bilanzkreiskorrektur erfolgt, sowie dessen Bilanz-
kreisverantwortlicher (z. B. AGR)

o Online-Bewirtschaftung durch den LF

e Praqualifikationsformblatt

e Musterdatei fiir Zeitreihe Korrekturfahrplan

Weitere Stammdaten darf der LF nicht verlangen.

Die Angaben sind erforderlich, damit der LF sich auf die Regelenergieerbringung einrichten

kann.

Der LV teilt insbesondere mit, ob ein Nachholeffekt zu erwarten ist. Er ist dem LF gegenuber fir

die Richtigkeit dieser Mitteilung verantwortlich.

Der LV teilt auch mit, ob nach seinem Verstandnis eine Online-Bewirtschaftung der TE durch
den LF vorliegt. Diese Information dient der Herstellung eines gemeinsamen Verstandnisses

und damit der exakten Bestimmung der gegenseitigen Pflichten.

Der LV nennt den Bilanzkreis, Uber den der Bilanzkreisausgleich erfolgt. Dabei wird es sich ty-
pischerweise um den Bilanzkreis des AGR handeln. Diese Mitteilung ist flr die Abwicklung des
Bilanzkreisausgleichs erforderlich, da der BKV wissen muss, mit welchem Bilanzkreis der Aus-

gleich abgewickelt werden wird.

Es wird ausdricklich ausgeschlossen, dass der LF weitere Angaben verlangt. Dies soll den
Aufwand fir die betroffenen Unternehmen begrenzen und den Markteinstieg des LV in die Ver-
marktung der Flexibilitat erleichtern. Soweit allerdings weitere Angaben aus Sicht des LV erfor-

derlich sind (z. B. Bevollmachtigung des AGR), steht die Festlegung dem nicht in Wege.

Fragen an die Branche:

Sind noch weitere Angaben erforderlich? Wenn ja: Welche und warum?




Es werden Vorschlage flir das im Interimsmodell zu nutzende Datenformat und fir ein entspre-

chendes Template erbeten.

Der LF teilt dem LV innerhalb von vier Wochen nach Zugang der Mitteilung in Textform
mit, ob er die Vermarktung akzeptiert. Akzeptiert der LF die Vermarktung, benennt er zu-
gleich den Bilanzkreis, dem die Entnahmen der TE zugeordnet sind, und dessen BKV.
Wird die TE online bewirtschaftet, teilt der LF eine geeignete Kommunikationsschnittstel-
le fiir die Mitteilung des Abrufs mit. Der LF teilt zugleich mit, ob er mit der Bilanzkreiskor-
rektur die Ubermittlung der Baseline und der Verbrauchsleistung fiir den Abrufzeitraum
in viertelstiindiger Auflésung verlangt. Der LF darf die Vermarktung nur ablehnen, wenn
die Vermarktung gem. § 26a Abs. 1 S. 3 StromNZV durch ausdriickliche Vereinbarung
zwischen LF und LV ausgeschlossen ist oder die mitgeteilten Angaben falsch oder un-
plausibel sind. Der LF hat in der Ablehnung den Grund der Ablehnung mitzuteilen. Ab-

weichende Vereinbarungen sind ausgeschlossen.

Die Antwort des LF dient der Planungssicherheit des LV. Grinde fur eine negative Antwort des
LF kénnen neben einem vertraglichen Ausschluss Fehler oder Unklarheiten bei den Ubermittel-
ten Angaben sein. Dagegen ist kein Grund fir eine Verweigerung, dass der BKV die Offnung
seines Bilanzkreises verweigert. Der LF ist also dem LV gegenuber dafir verantwortlich, dass
der BKV seinen Bilanzkreis 6ffnet. Dadurch wird die Vorgabe des § 26a Abs. 1 StromNZV um-
gesetzt, ohne dem BKYV direkte — 6ffentlich rechtliche — Vorgaben zu machen oder aber die

Pflicht zur Offnung des Bilanzkreises im Bilanzkreisvertrag mit dem UNB zu verankern.

Der LF muss den BKV und den Bilanzkreis mitteilen, damit der LV den Bilanzkreisausgleich
sicherstellen kann. Der LF muss — im Fall der Online-Bewirtschaftung — ferner mitteilen, mit
welcher Kommunikationsschnittstelle er Gber Abrufe informiert werden kann. Die Mitteilung der
Abrufe dient der Verhinderung von Gegenmalnahmen des LF bzw. BKV. Da bislang kein Stan-
dard in der Branche fir diese Schnittstelle existiert, wird der Vorschlag des Branchenleitfadens
aufgegriffen und dem LF ein Bestimmungsrecht zugestanden. Die Schnittstelle muss allerdings
geeignet sein, d. h. sie muss einen schnellen und automatisierten Informationsfluss gewahrleis-

ten. Im Ubrigen gilt fiir das Leistungsbestimmungsrecht § 315 BGB.

Der LF kann die Ubermittlung von Zeitreihen in viertelstiindiger Aufldsung mit der Baseline und
der Verbrauchsleistung verlangen. Die Beschlusskammer greift damit einen Vorschlag aus dem

Branchenleitfaden auf. Die Ubermittlung dient der Kontrolle durch den LF.




Frage an die Branche: Sollen weitere Vorgaben zur Schnittstelle gemacht werden? Wenn ja:
Welche?

Lehnt der LF die Vermarktung ab, kann der LV Uber sein weiteres Vorgehen entscheiden. Die
Festlegung macht insoweit keine Vorgaben, sondern lasst dem LV die volle Entscheidungsfrei-
heit.

Andern sich die mitgeteilten Angaben zu einem spiéteren Zeitpunkt, teilt der jeweils Ver-
antwortliche dies spétestens zwei Wochen vor Umsetzung der Anderung mit. LF und LV

kdénnen eine andere Frist vereinbaren. Die o. g. Vorgaben gelten entsprechend.

Die Mitteilung von Anderungen ermdglicht es dem Vertragspartner, sich rechtzeitig darauf ein-
zustellen. Die Frist ist kirzer im Vergleich zu der erstmaligen Mitteilung, um die jeweilige Ge-

schaftstatigkeit nicht unndtig zu behindern.

3.2 Lieferpflicht und Datenaustausch

Nach dem ,corrected model® ist der LF auch in den Zeiten, in denen die TE fir die Regelener-
gieerbringung vorgehalten wird oder in denen sie Regelenergie erbringt, grundsatzlich fir die
Belieferung verantwortlich. Nicht verantwortlich ist er hingegen fur die Folgen der Regelenergie-
erbringung. Chancen und Risiken dieses Geschafts liegen beim LV. Ziel ist es somit, den LF
soweit wie moglich so zu stellen, wie er ohne die Regelenergievermarktung durch den LV stin-
de.

Die Lieferpflicht des LF bleibt von der Regelenergievermarktung weitgehend unbeeinflusst. Das
erfordert eine mdglichst genaue Abgrenzung der Umstande, die durch die Flexibilitatsvermark-
tung verursacht worden sind. Verbleibende Unsicherheiten mussen zulasten des LV gehen,

denn sie werden ebenfalls durch die Flexibilitatsvermarktung verursacht.

Konkret geht es um die Bestimmung der Baseline, also des Verbrauchs in viertelstiindiger Auf-

I6sung, der sich ohne den Abruf von Regelleistung ergeben hatte.

Der Branchenleitfaden schlagt die Bestimmung der Baseline anhand der standardisierten Rege-
lungen vor, die im Rahmen der Regelleistungserbringung zwischen Anbietern von Regelleistung
und den UNB gelten. Die Beschlusskammer greift diesen Vorschlag auf. § 26a StromNZV be-
trifft ausdricklich nur die Erbringung von Regelleistung, nicht die Vermarktung am Energie-
markt. Die TE sind daher mit entsprechenden Messeinrichtungen ausgestattet, die es dem LV
bzw. dem AGR ermoglichen, die Baseline zu bestimmen. Alternativ dazu sind allerdings auch
abweichende Verfahren denkbar, etwa das Abstellen auf die letzte Viertelstunde vor dem Abruf-

zeitraum.




Um dem LF bzw. BKV eine Plausibilitatsprifung zu ermdglichen, schlagt der Branchenleitfaden
die Ubermittlung einer Einzelzeitreihe ,Baseline“ und einer Einzelzeitreihe ,Verbrauchsleistung®
durch den AGR flir den Vortag vor. Verantwortlich flr die Bestimmung dieser Zeitreihen soll der
AGR sein. Fur die Phase 1 soll dies dem LF/BKV eine Plausibilisierung ermdglichen; in Phase 2
soll eine Plausibilitatspriifung durch den UNB erfolgen. Ein anderer Vorschlag aus der Branche
schlagt ebenfalls eine Uberpriifung der Baseline durch den UNB vor, was Voraussetzung fiir die
Akzeptanz dieser Baseline durch den LF/BKV sei. Die Beschlusskammer greift den Vorschlag
des Branchenleitfadens fir die Phase 1 auf. Phase 2 ist nicht Gegenstand dieses Festlegungs-

verfahrens.

Der Lieferant ist verpflichtet, fiir jede Viertelstunde des Abrufzeitraums die der Baseline
entsprechende Energiemenge an den LV zu liefern. Soweit die Entnahme von Energie
durch den LV geringer ist als die Baseline, erfolgt die Lieferung durch nachtrédgliche

Fahrplananpassung.

Der LF ist verpflichtet, in den jeweiligen Viertelstunden des Abrufzeitraums genau die Energie-
menge zu liefern, die der Baseline fur diese Viertelstunde entspricht. Soweit der LV die Ener-
giemenge nicht aus dem Netz entnimmt, erfolgt die Lieferung durch nachtragliche Fahrplanan-
passung im Rahmen der Bilanzkreiskorrektur. Ob der LV die Energie verbraucht, als positive
Regelenergie erbringt oder beides kombiniert, bleibt somit ihm Uberlassen. Stellt der LF mehr
oder weniger Energie in den Bilanzkreis, geht dieses bei der Bilanzkreisabrechnung ggf. zu sei-

nen Lasten.

Die Baseline widhrend des Abrufzeitraums entspricht in viertelstiindiger Auflésung der
Verbrauchsleistung der TE, die sich aus dem Arbeitspunkt der TE nach den standardi-
sierten Anbieteranforderungen fiir die jeweils erbrachte Regelleistungsart ergeben hatte.

Der LV trégt die Verantwortung fiir die korrekte Ermittlung der Baseline.

Die Vorgabe entspricht dem Branchenleitfaden. Die Bestimmung der Baseline im Verhaltnis
LV-LF erfolgt unter Rickgriff auf die flr die Regelenergieerbringung geltenden standardisierten
Anbieteranforderungen. Verantwortlich fir die Ermittlung der Baseline ist der LV, der jedoch
diese Aufgabe nicht héchstpersoénlich wahrnehmen muss. Er kann insbesondere den AGR mit

dieser Aufgabe beauftragen.

Frage an die Branche:

Soll detailliert vorgegeben werden, welche standardisierten Anbieteranforderungen jeweils in

welchem Fall gelten? Welche Vorgaben sollen ggf. gemacht werden?
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Im Falle der Online-Bewirtschaftung der TE teilt der LV iliber die vom LF mitgeteilte

Kommunikationsschnittstelle in Echtzeit mit:

o Abrufleistung je TE

o Abrufbeginn je TE (inkl. Rampe)

e Abrufende je TE (inkl. Rampe)

e Korrekturinformationen bei unerwarteten Verdnderungen

Die Mitteilung dient der Vermeidung von Gegenmal3nahmen des LF.

Der LV kann vom LF verlangen, wéahrend der Abrufzeit nicht steuernd auf die TE zuzu-
greifen und keine Steuerungshandlungen von ihm zu verlangen. In diesem Fall teilt der

LV dem LF unverziiglich Beginn und Ende des Abrufs mit.

Grundsatzlich kénnen LF und LV vereinbaren, inwieweit der LF direkt oder GUber Anweisung an
den LV auf die TE steuernd zugreifen kann. So kann die Flexibilitdt der TE im Rahmen des Lie-
ferverhaltnisses genutzt werden. Entscheidet sich jedoch der LV flr die Vermarktung der Flexi-
bilitdt als Regelleistung, ist jedenfalls im Abruffall nicht eine zeitgleiche Nutzung durch den LF
oder den BKV moglich. Die Vorgabe stellt sicher, dass der LV Uber die Flexibilitat verfligen kann
bzw. diese dem AGR zur Verfugung stellen kann. Voraussetzung ist allerdings, dass der LV den
Abruf mitteilt. Soweit Zugriffe des LF vertraglich ohnehin nicht vorgesehen sind, entfallt insoweit
die Notwendigkeit einer Mitteilung von Beginn und Ende des Abrufs. Bei Online-Bewirtschaftung

erfolgt diese Mitteilung ohnehin.

Der LV hat sicherzustellen, dass der Bilanzkreis des BKYV fiir die Viertelstunden des Ab-
rufzeitraums so gestellt wird, wie er stiinde, wenn es die Anpassung der Leistung der TE

aufgrund des Abrufs nicht gegeben hitte.

Die Regelung beschreibt den Grundsatz der Bilanzkreiskorrektur. Es handelt sich nicht um eine
hochstpersonliche Pflicht des LV. Er kann insbesondere den AGR mit der Bilanzkreiskorrektur

beauftragen.

Der Grundsatz gibt den Kern des sog. ,corrected model“ wieder. Ziel ist es, die Wechselwirkun-
gen zwischen den verschiedenen Markten — Letztverbraucherabsatz auf der einen Seite und
Regelenergie auf der anderen Seite — zu minimieren, um so Wettbewerbsverfalschungen zu
vermeiden. Dies geschieht am effektivsten, wenn bereits die Auswirkungen der Regelenergie-
erbringung auf den Bilanzkreis des BKV vermieden werden. Insbesondere ist es damit entbehr-
lich, die betroffenen Energiemengen gesondert zu bepreisen: Es gilt der zwischen LV und LF

vereinbarte Preis.
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Der Bilanzkreisausgleich ist beschrankt auf den Abrufzeitraum. Damit tragt wahrend des Abruf-
zeitraums der LV das Risiko von Bilanzabweichungen. Dies ist folgerichtig, weil die Gefahr von

Abweichungen die Kehrseite der Flexibilitat ist, die der LV vermarktet.

Etwaige Nachholeffekte nach Ende des Abrufzeitraums werden bei der Bilanzkreiskorrektur
nicht bertcksichtigt. Diese Einschrankung ist zunachst unvermeidlich. Die Branchengesprache
haben gezeigt, dass das Wissen uber Nachholeffekte bei der Erbringung von Regelleistung mit
Verbrauchsanlagen sehr begrenzt ist. Nachholeffekte hdngen von mehreren Parametern ab
(neben technischen Fragen insbesondere auch unternehmerischen Entscheidungen des LV).
Der Branchenleitfaden schlagt daher eine Untersuchung der Nachholeffekte vor, um eine Ein-
stufung in Nachholklassen in der zweiten Phase zu etablieren. Bis auf weiteres halt es die Be-
schlusskammer daher nicht fur mdglich, einen bilanziellen Ausgleich auch fur Nachholeffekte

vorzusehen.

Die Bilanzkreiskorrektur erfolgt durch eine nachtragliche korrespondierende Fahr-
planédnderung. Der LV iibermittelt spétestens zwei Stunden vor dem Zeitpunkt, ab dem
der UNB keine nachtréagliche Fahrplananmeldung fiir den betroffenen Zeitraum mehr ak-
zeptiert, einen Fahrplan an den LF. LF und LV tragen dafiir Sorge, dass rechtzeitig kor-

respondierende nachtrdgliche Fahrplandnderungen vorgenommen werden.

In der ersten Phase erfolgt die Bilanzkreiskorrektur durch ein Fahrplangeschaft. Damit greift die
Beschlusskammer den Vorschlag im Branchenleitfaden auf. Der LV — oder AGR als sein Dienst-
leister — Gbermittelt den Fahrplan an LF. Diese Ubermittlung ist nur erforderlich, wenn eine Bi-

lanzkreiskorrektur erforderlich ist, also nur fir die Abrufzeiten.

Der Zeitpunkt, bis zu dem der LV den Fahrplan Ubermitteln muss, ist abhangig vom Zeitpunkt,
bis zu dem der UNB nachtragliche Fahrplananmeldungen fiir den betroffenen Zeitraum akzep-
tiert. Nach dem derzeit giiltigen Standard-Bilanzkreisvertrag akzeptieren die UNB regelzonenin-
terne Fahrplane bis 16:00 Uhr des auf den Erflllungstag folgenden Werktags (Ziff. 1.5 des
Standard-Bilanzkreisvertrags). Um bei kiinftigen Anderungen dieses Zeitpunktes nicht in jedem

Fall die Liefervertrage andern zu missen, ist ein dynamischer Verweis vorgesehen.

Im Zuge der Umsetzung der zweiten Phase ist zu erwagen, den Fahrplanaustausch — wie vom
Branchenleitfaden vorgeschlagen — durch den Austausch von Korrekturzeitreihen zu realisieren.

Dies ist aber nicht Gegenstand dieser Festlegung.
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Der Bilanzkreisausgleich erfolgt fiir jede Viertelstunde vorzeichenrichtig aus Sicht des
BKY in Hohe der DA. Bei negativer DA wird Energie aus dem Bilanzkreis des BKV her-

ausgebucht, bei positiver DA wird Energie in den Bilanzkreis des BKV hineingebucht.

Die Regelung stellt klar, in welche Richtung der Ausgleich des Bilanzkreises des BKV erfolgt.
Mafgeblich ist das Vorzeichen der DA aus Sicht des BKV. Bei negativer DA (also im Fall von
positiver Regelleistung) ware der Bilanzkreis des BKV ohne Bilanzkreisausgleich ,Uberspeist®,
da der Letztverbrauch infolge des Abrufs geringer als angenommen ausfallt. Daher wird Energie
aus dem Bilanzkreis des BKV herausgebucht. Bei positiver DA (also im Fall von negativer Re-
gelleistung) ware der Bilanzkreis des BKV ohne Bilanzkreisausgleich ,unterspeist”, weil die TE
mehr Energie als geplant entnommen hat. Daher wird Energie in den Bilanzkreis des BKV hin-

eingebucht.

Der Bilanzkreisausgleich kann mit dem Bilanzkreisausgleich fiir andere TE, die vom sel-
ben oder anderen LV genutzt werden, gemeinsam und aggregiert erfolgen, wenn die Ent-
nahmestellen demselben Bilanzkreis zugeordnet sind und der Bilanzkreisausgleich aus

demselben Bilanzkreis erfolgt.

Die Regelung greift einen Vorschlag des Branchenleitfadens auf und soll die praktische Abwick-
lung des Bilanzkreisausgleichs durch Bundelung vereinfachen. Soweit die Entnahmestellen
mehrerer TE demselben Bilanzkreis zugeordnet sind und der Bilanzkreisausgleich aus demsel-
ben Bilanzkreis erfolgt, ist es nicht erforderlich, den bilanziellen Ausgleich fir jede TE einzeln
abzuwickeln. Vielmehr kann der Ausgleich mit einem Fahrplan saldiert erfolgen. Voraussetzung
ist in diesem Fall aber eine direkte Kommunikation zwischen dem Bilanzkreisverantwortlichen
des anderen Bilanzkreises (typischerweise dem AGR) und dem BKV. Um dem BKV und dem
LF eine Uberprifung zu ermdglichen, ist jedoch daneben auch die Information des LF Uber die

TE-scharfen Zeitreihen erforderlich.

Soweit der LF diese im Rahmen des Datenaustauschs vor der Vermarktung verlangt hat,
iibermittelt der LV spétestens mit der Ubermittlung des Fahrplans fiir die Bilanzkreiskor-
rektur folgende Zeitreihen fiir die Abrufzeitrdume des Vortags in viertelstiindiger Aufl6-
sung je TE: Baseline, Verbrauchsleistung. Der LV ist verantwortlich fiir die korrekte Be-

stimmung der Verbrauchsleistung.

Die Ubermittlung der Zeitreihen ,Baseline“ und ,Verbrauchsleistung“ dient der Kontrolle durch
den LF. Sie geht auf einen Vorschlag im Branchenleitfaden zuriick. Der LF teilt im Rahmen des
Datenaustauschs vor der Vermarktung mit, ob und in welchem Format er diese Ubermittlung

winscht.
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Der LV ist verantwortlich flr die korrekte Bestimmung der Verbrauchsleistung. Dies kann unter
Verwendung der Mess- und Steuereinrichtung der TE erfolgen oder aber mit Hilfe eines eigenen

— ggf. auch virtuellen — Zahlpunktes.
3.3  Abrechnung der Energiemengen

Im Fall von positiver Regelleistung hat der LV fiir die Energiemenge |DA| dem LF den

vereinbarten Kaufpreis ohne externe Preisbestandteile zu zahlen.

Die Abrechnung der Energiemengen richtet sich nach dem Liefervertrag. Der LV muss nicht nur
— so wie im Liefervertrag vereinbart — die tatsachlich entnommenen Mengen bezahlen, sondern
auch die per nachtraglicher Fahrplananderung aus dem Bilanzkreis des LF herausgebuchten
Mengen. Diese Menge entspricht der absoluten Zahl von DA (|DA|). Soweit nichts anderes ver-
einbart wurde, ist der zwischen den Vertragspartnern vereinbarte Kaufpreis ohne externe Preis-

bestandteile zu zahlen.

Im Fall von negativer Regelleistung hat der LV fiir die Menge DA lediglich die externen
Preisbestandteile zu zahlen. Fiir die librige entnommene Energie ist der vereinbarte

Kaufpreis einschlieBlich der externen Preisbestandteile zu zahlen.

Umgekehrt wird die Menge, um die der LV seinen Verbrauch fir die Erbringung von negativer
Regelleistung erhdht hat, nicht im Verhaltnis LV-LF vergutet. Zwar werden diese Mengen vom
LF geliefert, allerdings erhalt er dafir einen bilanziellen Ausgleich. Die Zahlung des Kaufpreises
fur diese Mengen ware daher unangemessen. Es bleiben aber die externen Preisbestandteile
zu zahlen, damit der LF die entsprechenden Kosten weitergeben kann. Das gilt beispielsweise
fur die Netznutzungsentgelte (§ 17 StromNEV), die EEG-Umlage (§ 60 Abs. 1 S. 1 EEG) und

weitere Umlagen, die Konzessionsabgabe sowie die Stromsteuer.

MaRBgeblich fiir die Bestimmung der Hohe der externen Preisbestandteile ist die am ab-
rechnungsrelevanten Zihilpunkt entnommene Energiemenge oder Leistung bzw. der
Letztverbrauch der TE.

Soweit die Hohe der externen Preisbestandteile abhangig ist von der entnommenen oder ver-
brauchten Energiemenge oder Leistung, kommt es auf die tatsachlich enthommenen Energie-
menge oder Leistung bzw. den Letztverbrauch der TE an. Das gilt beispielsweise flr den Jah-

resleistungspreis (§ 17 StromNEV).

14



3.4 Angemessenes Entgelt

Der Branchenleitfaden schlagt vor, eine Begrenzung flir ein zusatzliches Entgelt vorzusehen,
das der BKV flr den Mehraufwand infolge des Austauschs von Fahrplanen verlangen kann. Der
Branchenleitfaden macht keine Angaben dazu, von wem der BKV auf welcher Rechtsgrundlage
ein Entgelt verlangen kann. Der Branchenleitfaden beziffert auch nicht das angemessene Ent-

gelt, sondern verweist auf eine Festlegung durch die Bundesnetzagentur.

Der Branchenleitfaden sieht auRerdem ohne nahere Begriindung vor, dass der Lieferant einen
bis zu zehnprozentigen Risikoaufschlag auf praqualifizierte TE der Nachholklasse 2 hinsichtlich
der bei diesen Anlagen im Rahmen der Vermarktung als Regelenergie abgerufenen Mengen
erheben kann. Dieser Ausgleich soll durch einen Zu- bzw. Abschlag erfolgen. Der Vorschlag im
Branchenleitfaden geht stillschweigend davon aus, dass hdhere oder anders strukturierte Risi-

koaufschlage unzulassig sind.

Eine hoheitliche Preisregulierung im Verhaltnis BKV zum AGR oder im Verhaltnis LF zum AGR
ist aus Sicht der Beschlusskammer entbehrlich. Der AGR unterhalt regelmafig keine vertragli-
chen Beziehungen zum BKV oder LF. Es fehlt daher regelmafig bereits an einer Anspruchs-

grundlage des BKV oder LF gegentiber dem AGR.

Hinsichtlich einer hoheitlichen Preisregulierung im Verhaltnis LF zum LV — sowohl hinsichtlich
eines Entgelts fur den Mehraufwand durch Fahrplanaustausch als auch hinsichtlich eines Risi-
koaufschlags — bittet die Beschlusskammer um Stellungnahmen aus der Branche: In der Ver-
gangenheit ist gegenlber der Beschlusskammer dazu vorgetragen worden, dass Lieferanten
ein prohibitiv hohes Entgelt verlangen wirden. Dies kdnnte daflir sprechen, per Festlegung
Vorgaben zum angemessenen Entgelt fur Lieferanten zu machen. Andererseits ist auch vorge-
tragen worden, dass es angesichts einer steigenden Liquiditdt des Marktes und eines ausge-

pragten Wettbewerbs keiner kommerziellen Vorgaben bedurfe.

Frage an die Branche: Wird eine hoheitliche Preisregulierung im Verhaltnis LF-LV fur erforder-

lich gehalten?

Wenn ja: Aus welchen Griinden geht man davon aus, dass sich am Markt unangemessene
Entgelte bilden? Anhand welcher Methoden oder Kriterien soll ggf. eine hoheitliche Bestimmung

eines angemessenen Entgeltes erfolgen?

Wenn nein: Aus welchen Griinden geht man davon aus, dass sich am Markt angemessene
Entgelte bilden?
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Anhang

Liefervertrag Flexibilitatsvertrag AGR

Regelenergie-
BK-Nutzungs- Vertrag
vertrag Bilanzkreis-
vertrag
BKV UNB

Bilanzkreisvertrag

LF: Lieferant

BKV: Bilanzkreisverantwortliche

Lv: Letztverbraucher

AGR: Drittpartei-Aggregator = Anbieter der Regelenergie
UNB: Ubertragungsnetzbetreiber

Abb. 1: Schematisch Ubersicht iber Marktrollen und Rechtsbeziehungen

or lPositive Regelleistungl l Negative Regelleistung l

AN A A
\/ VI\VI\V \/ VAVAV

Verbrauchsleistung der TE

1/4 2/4 3/4 4/4 5/4 6/4 7/4 8/4 9/4 Zeit (h)

Schematische Darstellung; beruht nicht auf realen Daten.

— AP: Arbeitspunkt

——— BL: Baseline [ DA: Delta-Arbeit (neg/pos)
—— VL: Verbrauchsleistung
Bilanzierte Leistung 1l Abruf AGR Beginn/Ende

Abb. 2: Schematische Darstellung des Abrufs von positiver und negativer Regelleistung

16



	1  Definitionen
	2 Anwendungsbereich und abweichende Vereinbarungen
	3 Vorgaben für die vertragliche Beziehung zwischen LV und LF
	3.1 Datenaustausch vor der Vermarktung
	3.2 Lieferpflicht und Datenaustausch
	3.3 Abrechnung der Energiemengen
	3.4 Angemessenes Entgelt




